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Mitgliedsgewerkschaften des Deutschen Gewerkschaftsbundes: 

 IG Bauen-Agrar-Umwelt 

 IG Bergbau, Chemie, Energie 

 EVG - Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft 

 Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 

 IG Metall 

 Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten 

 Gewerkschaft der Polizei 

 ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 
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Auf Grundlage des Entwurfs des Niedersächsischen Mediengesetzes, beschlossen und zur 

Verbandsanhörung freigegeben vom Niedersächsischen Kabinett am 23. März 2021, nimmt 

der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) Niedersachsen wie folgt Stellung: 

 

Beteiligung von Zeitungsverlagen an privaten Rundfunkanbietern (§ 6 Abs 4) 

In § 6 Abs. 4 der Novelle wird die mögliche Beteiligung von Zeitungsverlagen an einem priva-

ten Rundfunkanbieter von 25 auf 50 Prozent und damit auf einen beherrschenden Anteil am 

Anbieter erhöht. Diese Erhöhung bringt die Gefahr einer Konzentration und Marktbeherr-

schung durch einzelne Zeitungsverlage mit sich. Diese wesentlich erhöhte Möglichkeit zur Ein-

flussnahme geht zu Lasten einer für eine demokratische Gesellschaft unerlässliche Medienviel-

falt. Die Beteiligungsbegrenzung muss daher deutlich unter 50 Prozent liegen und sollte bei 

25 Prozent bleiben. 

 

Stärkung des Bürgerrundfunks durch erleichterte Verlängerung der Zuweisung 

von Frequenzen 

(§ 8 Ausschreibung und Zuweisung von terrestrischen Übertragungskapazitäten, 

Absatz 5, Satz 4) 

Dem Bürgerrundfunk kommt in Niedersachsen eine wichtige Funktion zur Vielfaltsicherung, 

aber auch zur Förderung von Medienkompetenz zu. Er stellt eine wichtige Ergänzungsfunktion 

zum kommerziellen Rundfunk dar. Deshalb ist es wichtig und richtig, die Bürgermedien zu si-

chern und auszubauen. Der DGB begrüßt, dass die wiederholte Verlängerung einer Zuweisung 

an Bürgerrundfunkveranstalter durch den neuen Gesetzentwurf erleichtert wird, indem dafür 

zukünftig die einfache Mehrheit der Mitglieder der Versammlung der Niedersächsischen Lan-

desmedienanstalt (NLM) genügt. 

 

Erhöhung des Programmanteils von Medien-Unternehmen 

(§ 16 Absatz 1) 

Die vorgeschlagene Regelung sieht vor, den Anteil an Sendungen, die von einem Unterneh-

men zugeliefert werden, das im Verbreitungsgebiet oder in einem Teil des Verbreitungsgebie-

tes des Programms Tageszeitungen verlegt und dabei eine marktbeherrschende Stellung hat, 

von höchstens 25 auf höchstens 50 Prozent der wöchentlichen Sendezeit zu erhöhen. Die in 

der bisherigen Fassung vorgesehenen Vorkehrungen gegen das Entstehen vorherrschender 

Meinungsmacht entfallen laut Gesetzesentwurf. 

 

Diesen deutlich höheren möglichen Anteil an Zulieferung zu Programmen durch Verleger lehnt 

der DGB entschieden ab, da dieser unter Medienvielfaltsaspekten äußerst kritisch zu beurtei-

len ist. Bereits jetzt bestehen in Niedersachsen aufgrund der existierenden Pressekonzentrati-



Neufassung des Niedersächsischen Mediengesetzes  

4 

on auf lokaler und regionaler Ebene besondere Gefahren für die Meinungsvielfalt. Die Fest-

schreibung auf maximal 25 Prozent darf keineswegs ausgehebelt werden. 

 

Verbreitung von Bürgerfernsehen über das Internet (§25 und 26) 

Die Novelle sieht vor, zukünftig auch Bürgerfunksender zuzulassen, die ihre Inhalte rein im In-

ternet verbreiten. Das erweitert den Kreis derjenigen, die zukünftig Anspruch auf Förderung 

durch die NLM haben. Der Gesetzgeber plant aber nicht, der NLM dafür zusätzliche Mittel zur 

Verfügung zu stellen. Will man verhindern, dass Internet-Bürgerfunk eine Minimal-Förderung 

bekommt oder Zuwendungen an bestehende Bürgerfunksender gekürzt werden müssen, so 

muss der Gesetzgeber für eine bessere Finanzierung der Landesmedienanstalt sorgen, vgl. den 

Punkt „Finanzierung der Landesmedienanstalt, § 46 Absatz 1“ in dieser Stellungnahme. 

 

Belegung von Medienplattformen mit Rundfunk und rundfunkähnlichen Tele-

medien (§ 32) 

Einige Verlagshäuser bieten heute auf ihren Plattformen auch zur lokalen und regionalen Be-

richterstattung ein umfangreiches Angebot an audiovisuellen Beiträgen und Reportagen als 

Videos an. Da es sich dabei um rundfunkähnliche Telemedienbeiträge handeln kann, sind sie 

in dem Fall mit zu erfassen. Der Gesetzgeber sollte daher eine Formulierung ergänzen, damit 

die Angebote der Zeitungsverlage in ihren Online-Angeboten dahingehend zu prüfen sind, ob 

es sich um rundfunkähnliche Telemedien handelt, die einer Zulassung durch die Landesmedi-

enanstalt bedürfen. 

 

Förderung von Qualitätsjournalismus als neue Aufgabe der NLM 

(§34, Punkt 11) 

Der Gesetzentwurf führt als neue Aufgabe der Landesmedienanstalt die Förderung von Quali-

tätsjournalismus ein. Wie diese Förderung konkret aussehen soll, führt der Gesetzesentwurf 

nicht näher aus. Dies ist insofern bedauerlich, als diese Förderung sowohl effizient sein als 

auch die Staatsferne sichern muss. Positiv zu bewerten ist, dass die Versammlung der NLM in 

die Entscheidung über die Ausgestaltung dieser Aufgabe einbezogen werden soll (§39 Abs. 1 

Punkt 12, Synopse S. 82). 

 

Zusammensetzung der Versammlung der NLM (§ 35) 

Der DGB begrüßt aus Antidiskriminierungsgründen, dass nach Absatz 4 Satz 3 zukünftig die 

Benennung diverser Mitglieder möglich ist. Aus gleichstellungspolitischen Aspekten sieht der 

DGB auch die Änderung in Absatz 4  Satz 1 positiv: Aus einer Soll-Regelung wird eine Muss-

Regelung. Organisationen, die nur eine Person benennen, müssen zukünftig abwechselnd ei-

nen Mann bzw. eine Frau benennen. 
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In § 35 sollte ein Absatz eingefügt werden, entweder als neuer Absatz 2 oder an anderer Stel-

le, der die Benennung/Entsendung von Stellvertreter*innen regelt. Das gibt es in vielen ande-

ren Landesmedienanstalten und dürfte auch in Niedersachsen sinnvoll sein, z.B. wenn jemand 

länger wg. Krankheit oder aus Gründen der Terminüberschneidung nicht an den Versammlun-

gen und Fachausschüssen teilnehmen kann. Wir schlagen folgenden Text vor: „Für jedes Mit-

glied ist zugleich eine Stellvertretung zu bestimmen. Das stellvertretende Mitglied nimmt bei 

Verhinderung des ordentlichen Mitglieds vollberechtigt an den Sitzungen der Versammlung 

und ihrer Ausschüsse sowie den stillen Verfahren teil.“ (Formulierung angelehnt an § 93, Abs. 

8 Landesmediengesetz Nordrhein-Westfalen)   

 

Zu § 35, Abs. 5 (oder als eigener Absatz) regt der DGB folgende Ergänzung an, die sich in den 

meisten Landesmediengesetzen inhaltlich findet: „Die Mitglieder der Versammlung können 

von den Organisationen oder Stellen, die sie entsandt haben, abberufen werden. Mit dem 

Ausscheiden aus der entsendenden Organisation oder Stelle scheidet ein Mitglied der Ver-

sammlung aus der Versammlung aus.“ (Formulierung angelehnt an § 49, Abs. 6 Hessisches 

Privatrundfunkgesetz) 

 

Einführung Bagatellgrenze bei Beteiligungsveränderungen (§39 Absatz 1 Punkt 6 

Satz) 

Die Versammlung der Niedersächsischen Landesmedienanstalt soll laut Gesetzesentwurf nur 

noch dann über eine Unbedenklichkeitsbestätigung nach § 8 Abs. 5 Satz 3 entscheiden, wenn 

die Beteiligungsveränderung mehr als zwei Prozent der Kapital- und Stimmrechtsanteile be-

trägt. Diese Einführung einer so genannten Bagatellgrenze begrüßt der DGB, da sie eine Ent-

lastung der Versammlung der NLM sowie ihrer Ausschüsse bedeutet. 

 

Finanzierung der Landesmedienanstalt (§46 Absatz 1) 

Der vorliegende Gesetzesentwurf sieht nicht vor, die Finanzausstattung der NLM aus Rund-

funkbeiträgen zu verbessern. Da die NLM sowohl durch den Medienstaatsvertrag als auch 

durch die Mediengesetznovelle neue Zusatzaufgaben zugewiesen bekommt, stellt sich die 

Frage, wie diese finanziert werden sollen. Aus Sicht des DGB ist das nur möglich, wenn die 

Förderung durch das Land erhöht und der Vorwegabzug des NDR gekürzt wird. 

 

Die Finanzierung der NLM ist in §46 Abs.1 geregelt. Bezug genommen wird dort auf §10 des 

Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrags, in dem geregelt ist, dass den Landesmedienanstalten 

1,8989% des in dem jeweiligen Bundesland generierten Rundfunkbeitrags zustehen. Durch 

das Niedersächsische Landesmediengesetz fließen von diesem Betrag jedoch 35 Prozent wie-
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der an den NDR zweckgebunden zurück. Dieser Vorwegabzug sollte deutlich gekürzt werden, 

damit die NLM in die Lage versetzt wird, ihre zusätzlichen Aufgaben zu finanzieren. 

 

Zur Finanzierung der Förderung des Qualitätsjournalismus sollen Landes- oder Drittmittel die-

nen (§46 Absatz 1 Satz 3; Synopse S. 87). Durch die Einbindung der NLM und die Entschei-

dungshoheit der Versammlung bei der Vergabe der Landesmittel scheint die nötige Staatsfer-

ne gewahrt. Die Förderung aus Drittelmittel sieht der DGB kritisch, da sie die Autonomie und 

Unabhängigkeit der Medien (Presse-, Rundfunk- und Tendenzfreiheit) gefährden kann.  

 


